
VERORDNUNG (EG) Nr. 2121/2004 DER KOMMISSION

vom 13. Dezember 2004

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1727/1999 mit Durchführungsbestimmungen zu der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2158/92 des Rates zum Schutze des Waldes in der Gemeinschaft gegen Brände
und der Verordnung (EG) Nr. 2278/1999 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung
(EWG) Nr. 3528/86 des Rates über den Schutz des Waldes in der Gemeinschaft gegen Luftver-

schmutzung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 für
das Monitoring von Wäldern und Umweltwechselwirkungen in
der Gemeinschaft (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 gilt ab dem 1.
Januar 2003 und ist die Grundlage für die Fortsetzung
der Maßnahmen mit einem integrierten Ansatz, die zuvor
aufgrund folgender Verordnungen durchgeführt wurden:
Verordnung (EWG) Nr. 3528/86 des Rates vom 17. No-
vember 1986 über den Schutz des Waldes in der Ge-
meinschaft gegen Luftverschmutzung (2) und Verordnung
(EWG) Nr. 2158/92 des Rates vom 23. Juli 1992 zum
Schutz des Waldes in der Gemeinschaft gegen Brände (3).
Darüber hinaus wurde die Verordnung (EG) Nr.
2152/2003 erlassen, um die Überwachung des Waldes
bezüglich Luftverschmutzung und Waldbränden fortzu-
setzen und eine mögliche Weiterentwicklung des Systems
im Hinblick auf die Berücksichtigung künfiger neuer Um-
weltbelange, die für die Gemeinschaft von Bedeutung
sind, zu untersuchen.

(2) In Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
2152/2003 ist festgelegt, dass die in ihren Artikeln 4
und 5, in Artikel 6 Absätze 2 und 3 sowie in Artikel
7 Absatz 2 vorgesehenen Tätigkeiten durch nationale
Programme durchzuführen sind, die von den Mitglied-
staaten für einen Zeitraum von jeweils zwei Jahren auf-
zustellen sind. Gemäß Artikel 8 Absatz 5 entscheidet die
Kommission auf der Grundlage der eingereichten natio-
nalen Programme oder auf der Grundlage einer geneh-
migten Anpassung dieser nationalen Programme über die
finanzielle Beteiligung an den erstattungsfähigen Kosten.

(3) In Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
2152/2003 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die
Stellen zu benennen, die für die Verwaltung der in den
genehmigten nationalen Programmen vorgesehenen Tä-
tigkeiten zuständig sind. Damit überträgt diese Verord-
nung ausdrücklich den einzelstaatlichen Stellen Durch-
führungsaufgaben.

(4) In Ermangelung einer Verordnung der Kommission mit
Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG)
Nr. 2152/2003 finden folgende Verordnungen weiter
Anwendung, soweit sie nicht im Widerspruch zu der
Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 stehen: Verordnung
(EWG) Nr. 1696/87 der Kommission vom 10. Juni
1987 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verord-
nung (EWG) Nr. 3528/86 des Rates über den Schutz des
Waldes in der Gemeinschaft gegen Luftverschmutzung
(Erhebungen, Netze, Berichte (4), Verordnung (EG) Nr.
804/94 der Kommission vom 11. April 1994 mit Durch-
führungsbestimmungen zu der Verordnung (EWG) Nr.
2158/92 des Rates hinsichtlich der Waldbrandinforma-
tionssysteme (5), Verordnung (EG) Nr. 1091/94 der Kom-
mission vom 29. April 1994 mit Durchführungsbestim-
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3528/86 des
Rates über den Schutz des Waldes in der Gemeinschaft
gegen Luftverschmutzung (6), Verordnung (EG) Nr.
1727/1999 der Kommission (7) und Verordnung (EG)
Nr. 2278/1999 der Kommission (8).

(5) Einige Bestimmungen der Verordnungen (EG) Nr.
1727/1999 und (EG) Nr. 2278/1999 sollten jedoch
mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (9), insbesondere mit Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe
c) und Artikel 56, sowie mit der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezem-
ber 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über die
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Eu-
ropäischen Gemeinschaften (10) in Einklang gebracht wer-
den.
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(6) Eine frühere Untersuchung hat gezeigt, dass die Übertra-
gung von Haushaltsvollzugsaufgaben an einzelstaatliche
öffentliche Einrichtungen oder privatrechtliche Einrich-
tungen in Einklang mit Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe
c) der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 den
Anforderungen einer wirtschaftlichen Haushaltsführung
entspricht und bei der Übertragung der Grundsatz der
Nichtdiskriminierung gewahrt und die Erkennbarkeit der
Gemeinschaftsmaßnahme gewährleistet ist.

(7) In die Verordnungen (EG) Nr. 1727/1999 und (EG) Nr.
2278/1999 sollten für die Auswahl der zuständigen Ein-
richtungen, die von den Mitgliedstaaten gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2152/2003 zu benennen sind, Krite-
rien aufgenommen werden zusammen mit Bestimmun-
gen, welche die Erfüllung der Anforderungen einer wirt-
schaftlichen Haushaltsführung und die Wahrung des
Grundsatzes der Nichtdiskriminierung und der Transpa-
renz gewährleisten.

(8) Die Verordnungen (EG) Nr. 1727/1999 und (EG) Nr.
2278/1999 sollten daher entsprechend geändert werden.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Forstausschus-
ses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In die Verordnung (EG) Nr. 1727/1999 wird folgender Artikel
2a eingefügt:

„Artikel 2a

(1) Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 der
Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (*) für die in den genehmigten nationa-
len Programmen vorgesehenen Tätigkeiten benannten zu-
ständigen Einrichtungen müssen im Einklang stehen mit
den Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates (**) und der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 2342/2002 der Kommission (***) sowie mit den Bestim-
mungen dieser Verordnung.

(2) Insbesondere müssen die in Absatz 1 genannten Ein-
richtungen, nachfolgend „zuständige Einrichtungen“ genannt,
mindestens folgende Kriterien erfüllen:

a) Sie müssen einzelstaatliche öffentliche Einrichtungen oder
privatrechtliche Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag
tätig werden, sein und dem Recht eines Mitgliedstaates
unterliegen;

b) sie müssen ausreichende finanzielle Sicherheiten bieten,
die vorzugsweise von einer Behörde gestellt werden, ins-
besondere hinsichtlich der vollständigen Einziehung von
der Kommission zustehenden Beträgen;

c) sie müssen im Einklang mit den Anforderungen einer
wirtschaftlichen Haushaltsführung tätig sein;

d) sie müssen die Transparenz der gemäß Artikel 56 Absatz
1 Buchstaben a) bis e) der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 durchgeführten Tätigkeiten gewährleisten.

(3) Neben der Erfüllung der in Absatz 2 genannten Krite-
rien haben die dort unter Buchstabe a) genannten privat-
rechtlichen Einrichtungen Folgendes nachzuweisen:

a) ihre fachlichen und beruflichen Fähigkeiten anhand von
Belegen für die Ausbildung und berufliche Qualifikation
ihres Führungspersonals;

b) ihre wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit an-
hand entsprechender Bankerklärungen, durch Nachweis
einer einschlägigen Berufshaftpflichtversicherung oder ei-
ner staatlichen Bürgschaft oder anhand von Bilanzen oder
Bilanzauszügen mindestens der letzten beiden Geschäfts-
jahre, falls deren Veröffentlichung in dem Land, in dem
die Einrichtung ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist;

c) ihre Befähigung nach innerstaatlichem Recht zur Durch-
führung der Haushaltsvollzugsaufgaben, zum Beispiel an-
hand von Belegen für ihre Eintragung in ein Berufs- oder
Handelsregister oder einer eidlichen Erklärung oder Be-
scheinigung, der Mitgliedschaft in einer einschlägigen Or-
ganisation, einer ausdrücklichen Vollmacht oder der Ein-
tragung in das Mehrwertsteuerregister;

d) das Nichtzutreffen der in Artikel 93 und 94 der Verord-
nung (EG) Nr. 1605/2002 genannten Fälle.

(4) Die Kommission schließt mit den zuständigen Einrich-
tungen gemäß Artikel 56 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 und gemäß Artikel 35 und 41 der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 2342/2002 eine Vereinbarung.

(5) Die zuständigen Einrichtungen führen regelmäßige
Überprüfungen durch, um sicherzustellen, dass die nach
der Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 zu finanzierenden Maß-
nahmen ordnungsgemäß durchgeführt wurden. Sie ergreifen
die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung von Unre-
gelmäßigkeiten und Betrug und leiten, wenn nötig, gericht-
liche Schritte ein, um entgangene, zu Unrecht gezahlte oder
nicht ordnungsgemäß verwendete Beträge wieder einzuzie-
hen.

(6) Die zuständigen Einrichtungen übermitteln der Kom-
mission alle von ihr angeforderten Informationen. Die Kom-
mission kann anhand von Belegen und an Ort und Stelle ihre
Existenz, Relevanz und ordnungsgemäße Arbeit nach den
Regeln einer wirtschaftlichen Haushaltsführung überprüfen.
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(7) Die zuständigen Einrichtungen haben eine Mittlerfunk-
tion; an sie wird der Gemeinschaftsbeitrag gezahlt und dort
werden die Konten und Bücher über den Eingang und die
Zahlung dieses Beitrags zum einzelstaatlichen Programm ge-
führt, einschließlich aller Rechnungen und gleichwertigen Be-
lege zum Nachweis der direkten und indirekten Kosten des
Programms.

___________
(*) ABl. L 324 vom 11.12.2003, S. 1.
(**) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1.
(***) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 1.“.

Artikel 2

In die Verordnung (EG) Nr. 2278/1999 wird folgender Artikel
2a eingefügt:

„Artikel 2a

(1) Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 der
Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (*) für die in den genehmigten nationa-
len Programmen vorgesehenen Tätigkeiten benannten zu-
ständigen Einrichtungen müssen im Einklang stehen mit
den Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates (**) und der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 2342/2002 der Kommission (***) sowie mit den Bestim-
mungen dieser Verordnung.

(2) Insbesondere müssen die in Absatz 1 genannten Ein-
richtungen, nachfolgend „zuständige Einrichtungen“ genannt,
mindestens folgende Kriterien erfüllen:

a) Sie müssen einzelstaatliche öffentliche Einrichtungen oder
privatrechtliche Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag
tätig werden, sein und dem Recht eines Mitgliedstaates
unterliegen;

b) sie müssen ausreichende finanzielle Sicherheiten bieten,
die vorzugsweise von einer Behörde gestellt werden, ins-
besondere hinsichtlich der vollständigen Einziehung von
der Kommission zustehenden Beträgen;

c) sie müssen im Einklang mit den Anforderungen einer
wirtschaftlichen Haushaltsführung tätig sein;

d) sie müssen die Transparenz der gemäß Artikel 56 Absatz
1 Buchstaben a) bis e) der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 durchgeführten Tätigkeiten gewährleisten.

(3) Neben der Erfüllung der in Absatz 2 genannten Krite-
rien haben die dort unter Buchstabe a) genannten privat-
rechtlichen Einrichtungen Folgendes nachzuweisen:

a) ihre fachlichen und beruflichen Fähigkeiten anhand von
Belegen für die Ausbildung und berufliche Qualifikation
ihres Führungspersonals;

b) ihre wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit an-
hand entsprechender Bankerklärungen, durch Nachweis
einer einschlägigen Berufshaftpflichtversicherung oder ei-
ner staatlichen Bürgschaft oder anhand von Bilanzen oder
Bilanzauszügen mindestens der letzten beiden Geschäfts-
jahre, falls deren Veröffentlichung in dem Land, in dem
die Einrichtung ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist;

c) ihre Befähigung nach innerstaatlichem Recht zur Durch-
führung der Haushaltsvollzugsaufgaben, zum Beispiel an-
hand von Belegen für ihre Eintragung in ein Berufs- oder
Handelsregister oder einer eidlichen Erklärung oder Be-
scheinigung, der Mitgliedschaft in einer einschlägigen Or-
ganisation, einer ausdrücklichen Vollmacht oder der Ein-
tragung in das Mehrwertsteuerregister;

d) das Nichtzutreffen der in Artikel 93 und 94 der Verord-
nung (EG) Nr. 1605/2002 genannten Fälle.

(4) Die Kommission schließt mit den zuständigen Einrich-
tungen gemäß Artikel 56 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 und gemäß Artikel 35 und 41 der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 2342/2002 eine Vereinbarung.

(5) Die zuständigen Einrichtungen führen regelmäßige
Überprüfungen durch, um sicherzustellen, dass die nach
der Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 zu finanzierenden Maß-
nahmen ordnungsgemäß durchgeführt wurden. Sie ergreifen
die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung von Unre-
gelmäßigkeiten und Betrug und leiten, wenn nötig, gericht-
liche Schritte ein, um entgangene, zu Unrecht gezahlte oder
nicht ordnungsgemäß verwendete Beträge wieder einzuzie-
hen.

(6) Die zuständigen Einrichtungen übermitteln der Kom-
mission alle von ihr angeforderten Informationen. Die Kom-
mission kann anhand von Belegen und an Ort und Stelle ihre
Existenz, Relevanz und ordnungsgemäße Arbeit nach den
Regeln einer wirtschaftlichen Haushaltsführung überprüfen.

(7) Die zuständigen Einrichtungen haben eine Mittlerfunk-
tion; an sie wird der Gemeinschaftsbeitrag gezahlt und dort
werden die Konten und Bücher über den Eingang und die
Zahlung dieses Beitrags zum einzelstaatlichen Programm ge-
führt, einschließlich aller Rechnungen und gleichwertigen Be-
lege zum Nachweis der direkten und indirekten Kosten des
Programms.

___________
(*) ABl. L 324 vom 11.12.2003, S. 1.
(**) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1.
(***) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 1.“.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Dezember 2004

Für die Kommission
Stavros DIMAS

Mitglied der Kommission
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